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Die „Selbstbestimmungs“-Initiative (SBI) will die Rechtsprechung im Inland über das 
Völkerrecht stellen. Damit wird das bewährte Zusammenspiel zwischen internationalem und 
nationalem Recht infrage gestellt,  bzw. für die Zukunft teilweise verunmöglicht. 
Zuverlässigkeit und Vertragstreue sind zwei nicht zu vernachlässigende Stärken des 
Wirtschaftsstandortes Schweiz. Die Initiative betrifft insgesamt über 600 
Wirtschaftsabkommen, auf die unsere Exportunternehmen angewiesen sind und die ihnen 
teils vorteilhaften Zugang zu internationalen Märkten ermöglichen. Die Initiative der 
gesamtschweizerischen Wettbewerbsfähigkeit aber nicht gleichmässig. Die beiden Basel 
nehmen in der Exportstatistik die ersten beiden Plätze ein und sind für über einen Viertel 
aller Exporte der Schweiz verantwortlich. Somit betrifft eine Initiative, die die Exporte in der 
Schweiz tangiert, die beiden Basel unmittelbar und besonders hart. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung von folgenden 
Fragen: 

1. Welche Auswirkungen hätte die Annahme der Initiative auf den Schweizer Export? 

2. Welche Auswirkungen erwartet die Regierung auf den Wirtschaftsstandort Basel und 
die gesamte Wirtschaftsregion bei einer Annahme der Initiative? 

3. Begrüsst die Regierung eine Änderung der Rechtslage, so wie sie die 
"Selbstbestimmungsinitiative" vorsieht? 

4. Ist der Regierungsrat bereit, seine Haltung in der Öffentlichkeit zu vertreten und sich im 
Abstimmungskampf zu engagieren? 

Balz Herter 


